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Gesundheits-

vorsorge:  

Frage 1: Welche 

Möglichkeiten 

sehen Sie um dem 

Notstand in der 

medizinischen 

Versorgung 

Abhilfe zu 

verschaffen? 

 

Nach Umfrageergebnissen leben 

Senioren gerne im Landkreis 

und ihre finanzielle Lage ist 

häufig erfreulich gut. Daher gilt 

es, ein besonderes Augenmerk 

auf diejenigen zu legen, die auf 

persönliche Hilfe im Alltag und 

auf zusätzliche finanzielle Un-

terstützung angewiesen sind. 

Die gesundheitliche Situation 

älterer Menschen variiert stark. 

Viele Senioren sind heute mobi-

ler und gesundheitlich besser 

versorgt als früher, dennoch lei-

den viele unter chronischen 

Krankheiten wie Diabetes, 

Herz-Kreislauf-Erkrankungen 

und Demenz. Das Gesundheits-

system in Baden-Württemberg 

bietet diverse Programme zur 

Gesundheitsförderung und Prä-

vention, um die Lebensqualität 

der älteren Bevölkerung zu ver-

bessern. Dazu zählen Bewe-

gungsprogramme und spezielle 

Angebote zur Förderung der 

geistigen Gesundheit.  

Wichtig ist uns im Landkreis, 

das Emmendinger Krankenhaus 

zu erhalten. Die Kreisverwal-

tung arbeitet derzeit intensiv da-

ran, ein leistungsfähiges und 

wirtschaftlich erfolgreiches 

Wir setzen uns ein für einen 

bedarfsgerechten Ausbau der 

Pflegeinfrastruktur einschließ-

lich „stambulanter“ Pflege, um 

Angehörige zu entlasten und 

Versorgungslücken nach 

Krankenhausaufenthalten zu 

schließen. Seniorengerechte 

Wohnangebote sollen eine 

ganzheitliche Betreuung si-

cherzustellen. Ebenso ist uns 

wichtig, die Arbeitsbedingun-

gen in der Pflege zu verbes-

sern, auch ausländische Fach-

kräfte gut und schnell zu in-

tegrieren, um dem Fachkräfte-

mangel entgegen zu wirken 

und damit eine zuverlässige 

medizinische und pflegerische 

Versorgung zu gewährleisten. 

 

In den regelmäßig stattfin-

denden Gesundheitskonfe-

renzen des Landkreises set-

zen wir uns gegenüber der 

kassenärztlichen Versorgung 

für eine ausreichende allge-

mein- und fachärztliche Ver-

sorgung ein. Daneben wer-

den die Projekte zur Pallia-

tivversorgung weiter entwi-

ckelt. Besonderes Augen-

merk wird auf die Kurzzeit-

pflege gelegt. Hier wird un-

sere Fraktion sich auch wei-

terhin für eine angemessene 

Zahl an Plätze einsetzen. Au-

ßerdem möchten wir, dass 

neue -auch ambulant ba-

sierte-Modelle in der Pflege 

weiterentwickelt werden.  

 

Der Landkreis hat 5 Gesundheitskonfe-

renzen durchgeführt, zur vertragsärztli-

chen Versorgung, zur gesundheitlichen 

Entwicklung junger Menschen und zur 

Hospiz- und Palliativversorgung. Mit die-

sen kommunalen Pflegekonferenzen soll 

das Ziel verfolgt werden, die Vernetzung 

aller wesentlichen Akteure im Vor- und 

Umfeld der Pflege sowie der Pflege 

selbst deutlich zu verbessern. 

Die ambulante Versorgungslücke nach 

Krankenhausaufenthalten, die von den 

Kassen und von der Bundesregierung im-

mer wieder bestritten wird existiert 

ebenso der Bedarf von Kurzzeitpflege-

plätzen. Wichtig für die Umsetzung von 

wohnortnahen Konzepten der Pflege, ist 

z. B. das Stambulant Modell der Benefit 

Organisation, diese sollte als weitere 

Versorgungsmöglichkeit anerkannt 

werden. Es soll eine Abstimmung der 

Angebote auf die Bedarfe der Menschen 

vor Ort und entsprechender Ausbau 

betrachtet werden. Hier muss allerdings 

berücksichtigt werden, dass die Pflege-

dienste ständig nach geeignetem Personal 

suchen müssen, was erleichtert wird 

durch Bereitstellung von Wohnraum 

und/oder Ausbildungsplätzen. 

Die grüne Kreistagsfraktion hinterfragt 

kontinuierlich im Sozial- und Kranken-

hausausschusses des Kreistages die aktu-
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Krankenhaus zu etablieren. Dies 

soll mit leistungsfähigen regio-

nalen Partnern erreicht werden. 

Wir unterstützen die bereits vor-

handene und die weitere ge-

plante Zusammenarbeit mit an-

deren Kliniken, insbesondere 

der Universitätsklinik Freiburg. 

Dabei spielen das Entlass-Ma-

nagement der Klinik und das 

Hospiz und Palliativnetzwerk 

eine wichtige Rolle. In Emmen-

dingen befürworten wir die 

Erweiterung des Medizinischen 

Versorgungszentrums, in dem 

mehre Ärzte zusammenarbeiten. 

Die Pflege zuhause wurde in 

den vergangenen Jahren über 

ein erhöhtes Pflegegeld deutlich 

verbessert. Nicht der Neubau 

von Pflegeeinrichtungen, son-

dern deren Finanzierung (Auf-

gabe insbes. der Krankenkas-

sen) und die Einstellung von 

Pflegepersonal sind die großen 

Herausforderungen. Der Kreis 

bildet in seiner Pflegeklasse da-

her selbst Pflegekräfte aus. 

elle Situation in der Gesundheitsversor-

gung und in der Pflege im Landkreis Em-

mendingen. 

Mobilität:  

Frage 2: Welche 

Möglichkeiten se-

hen Sie, welche un-

terstützen Sie, um 

die Radien der Äl-

teren in ihrer Mobi-

lität zu vergrößern?  

Das Deutschlandticket ist eine 

sinnvolle Maßnahme, um die 

Lebensqualität und die Mobilität 

von Senioren zu verbessern. 

Dies gilt insbesondere für Regi-

onen mit guter Verkehrsanbin-

dung, weniger für den ländli-

chen Raum. Eine zusätzliche 

Subvention als „Sozial-Ticket“ 

Auch in der nächsten Legisla-

turperiode werden wir uns für 

die Einführung eines Sozialti-

ckets einsetzen, damit der 

ÖPNV für Alle bezahlbar und 

nutzbar ist. Mobilität ist für 

uns der Schlüssel für soziale 

Teilhabe, Kultur und persönli-

Der öffentliche Nahverkehr 

wird kontinuierlich ausge-

baut, Ortstickets wie in 

Freiamt ermöglichen ein kos-

tengünstiges Fahren. Uner-

lässlich sind die Fahrdienste, 

die bereits in vielen Gemein-

den ehrenamtlich angeboten 

werden. Außerdem finanziert 

der Kreistag, und das werden 

Neben der Verdichtung des ÖPNV in der 

Fläche ist es dringend erforderlich in den 

Gemeinden für den Ausbau von Fahr-

diensten, sei es durch einen Bürgerbus 

und der Ergänzung von Anrufsammelta-

xen und weiteren Mobilitätsmodellen, 

eine Verdichtung des Angebotes zu errei-

chen. Der Wunsch nach flexibler Mobili-

tät, muss allerdings auch finanziert wer-
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 kann die soziale Teilhabe för-

dern und zur Umweltfreundlich-

keit beitragen. Allerdings muss 

sichergestellt werden, dass die 

Tickets wirklich die Zielgruppe 

erreichen und die Angebote aus-

reichend sind, um die tatsächli-

chen Mobilitätsbedürfnisse der 

Senioren zu decken. Zu beurtei-

len ist auch, ob diese Maß-

nahme bei der finanziell ange-

spannten Haushaltslage ange-

messen ist.  

ches Wohlbefinden und bein-

haltet immer auch Barriere-

freiheit. 

wir auch weiterhin unterstüt-

zen, die Fahrdienste des 

DRK für Menschen mit Be-

hinderungen.  

 

den, hier ist sehr viel Ehrenamt notwen-

dig, da es Anschubfinanzierungen gibt, 

aber keine fortdauernde Unterstützung in 

Sicht ist. Ein Fahrdienstangebot über die 

jeweilige Gemeinde-, Stadtgrenze kann 

bei entsprechender Einschränkung mit 

dem DRK erfolgen, nach Anmeldung, 

ansonsten müssen sich die Betroffenen 

mit dem angebotenen Bus- und Zugver-

kehr arrangieren.  

Das Sozialticket für den Landkreis wurde 

mehrfach diskutiert und abgelehnt, auch 

innerhalb unserer Fraktion gibt es keine 

einheitliche Position, da man die derzeiti-

gen Angebote für ausreichend hält. 

Barrierefreiheit:  

Frage 3: Was tun 

Sie um allen Bür-

gern heute und in 

Zukunft die Teil-

habe zu ermög-

lichen? 

 

Viele Gemeinden im Landkreis 

stellen sich wie der Landkreis 

der Aufgabe, bei Planungen im 

Hoch- und Tiefbau besonders 

auf die Barrierefreiheit zu ach-

ten. 

Das Land fördert diese Maßnah-

men seit Jahren. 

 

Im Rahmen der Zuständigkeit 

des Landkreises Emmendin-

gen setzen wir uns ein, dass 

alle Menschen am sozialen 

und kulturellen Leben teilha-

ben können. Das Sozialticket 

ist für uns eine wichtige Vo-

raussetzung dafür.  

 

Die vielschichtigen Bereiche 

betreffen nur teilweise die 

Zuständigkeit des Landkrei-

ses. Dieser hat z. B. zusam-

men mit dem Regio-Ver-

kehrsverbund ein Konzept 

für den barrierefreien Aus-

bau der Bushaltestellen er-

stellt. Dies betrifft sowohl 

Unterstützungssysteme für 

Sehbehinderte als auch geh-

beeinträchtigte Personen. Die 

Umsetzung läuft und wir 

werden die Verwaltung re-

gelmäßig um Berichterstat-

tung zum Stand der Umset-

zung bitten.  

Hier sind auf der einen Seite der Kreistag 

und zum anderen der Gemeinderat für die 

Umsetzung verantwortlich, hierzu gehört 

auch die Einführung der Leitsysteme für 

Sehbehinderte. Barrierefreie Bushalte-

stellen und Bahnhaltepunkte müssen 

selbstverständlich sein. Zum Beispiel im 

Bereich des ÖPNV wurden bereits an ei-

nigen stark frequentierten Haltestellen 

wurden die Leitsysteme für Sehbehin-

derte und Gehörlose eingeführt und wer-

den kontinuierlich im gesamten Land-

kreis umgesetzt. Die Grüne Kreistags-

fraktion kritisiert die DB hinsichtlich den 

Hauptbahnhof Freiburg, der hinsichtlich 

der Barrierefreiheit eine Schande dar-

stellt. 

 

Bezahlbarer 

Wohnraum:  

Frage 4: Was wol-

len Sie tun, um 

mehr bezahlbaren, 

Preisgünstigeres Bauen erfor-

dert eine Vielzahl von Maßnah-

men und Kooperationen. Hier 

sind insbesondere Bund und 

Land in der Pflicht. Es geht um 

Wohnraum ist einer der zent-

ralen sozialen Fragen des 21. 

Jahrhunderts. All Ihre Fragen 

zum bezahlbaren Wohnraum 

bewegen uns SPD-Fraktion 

schon sehr lange. Wir wollen 

Dies ist eine rein kommunale 

Aufgabe. Der Landkreis 

kann hier keine Vorgabe ma-

chen.  

 

Barrierefreier und bezahlbarer Wohn-

raum ist nicht nur bei den Senioren 

knapp, aber auch hier sind die Kommu-

nen gefragt, der zentrale Schlüssel für 

mehr sozialen Wohnungsbau liegt  bei 

den Gemeinden und ihren Wohnbauge-
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barrierefreien 

Wohnraum zu 

schaffen?  

 

Subventionen und Förderpro-

gramme, Bauvorschriften und 

Einsatz von modularem Bauen. 

Kommunale Wohnungsgesell-

schaften können eine wichtige 

Aufgabe übernehmen; Neugrün-

dungen sind jedoch nur mit ho-

hem finanziellem Aufwand 

möglich. Diese kann der Land-

kreis nicht tragen. Gefragt sind 

die Gemeinden, die höhere Be-

bauungsdichten von ungenutz-

ten oder untergenutzten Grund-

stücken vorsehen können. 

Schnelleres und kostengünstige-

res Bauen setzt voraus, dass 

Baugesetze, Rechtsverordnun-

gen und DIN-Normen deutlich 

verschlankt werden. Damit kön-

nen auch Genehmigungsverfah-

ren beschleunigt, Kosten und 

Bauzeiten verringert werden. 

Geringere Baukosten ermögli-

chen wiederum niedrigere Miet- 

und Kaufpreise. 

Die Sanierung von Altbauten 

oder die Umnutzung von nicht 

mehr genutzten Gewerbeimmo-

bilien in Wohnraum kann eine 

weitere kosteneffiziente Me-

thode sein. 

nach wie vor, dass sich der 

Landkreis stärker einbringt 

und werden uns auch weiter 

für die Gründung einer Kreis-

wohnbau- und Vermittlungs-

gesellschaft einsetzen. Durch 

solch eine Einrichtung sehen 

wir die Möglichkeit, leerste-

henden Wohnraum managen 

zu können. Ebenso wollen wir 

eine verstärkte Kooperation 

des Landkreises mit bereits im 

Kreis tätigen sozialen Bauge-

nossenschaften und den städti-

schen Wohnungsbaugesell-

schaften in Waldkirch und 

EM. Auch ist uns wichtig, 

dass die Mieten nicht weiter 

explodieren.  

sellschaften, denn diese kennen die Be-

darfe am besten. Wir sehen es als sinn-

voll an, dass Gemeinden vor Ort Initia-

tiven ergreifen, um mit Eigentümern 

leerstehender Wohnungen zu verhandeln 

und sie für eine zukünftige Vermietung 

zu gewinnen. Wir sind froh, dass das 

Land, die Kommunen mit einem bisher 

noch nie dagewesenen Wohnungsbau-

programm unterstützt.  

Frage 5: Welche 

Anreize planen Sie 

für die Ausweitung 

alternativer Wohn-

formen zur Ergän-

zung des Wohnens 

Steuerliche Anreize oder Förde-

rungen für private Bauherren, 

die einen bestimmten Prozent-

satz ihrer Projekte als „bezahl-

baren Wohnraum“ anbieten, 

können ebenfalls das Angebot 

steigern. 

 Auch dies sind kommunale 

Fragestellungen, die die Ge-

meinden betreffen. Es gibt 

bereit Wohnformen, in denen 

Alt und Jung in Gemein-

schaft zusammen leben auf 

privater Basis.  

Senioren WGs sind bis jetzt nur in priva-

ter Eigeninitiative bekannt, werden aber 

nicht gesondert unter-stützt. Weitere 

Wohnformen bietet der Kreis in seinem 

Kreisseniorenheim an, ebenso verschie-

dene Träger der freien Wohlfahrtspflege. 

Das Kreisseniorenheim hat in den letzten 
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zu Hause, des Be-

treuten Wohnens 

und der Pflege-

heime?  

 

 

Frage 6: Sehen Sie 

eine Möglichkeit 

leerstehenden 

Wohnraum wieder 

zu aktivieren und 

zu einer sozialver-

träglichen Miete 

anzubieten? 

Für die Bebauungsplanung sind 

die Gemeinden verantwortlich. 

Dort werden die Wohnformen 

festgelegt. Leerstehende Woh-

nungen sind nach bisherigen Er-

fahrungen nur sehr schwer zu 

aktivieren. Der Landkreis hat 

hier keine Handhabe.  

Viele Senioren möchten so 

lange wie möglich in ihrer eige-

nen Wohnung oder in ihrem Ei-

genheim den Lebensabend ver-

bringen. Häufig ist die Wohnflä-

che nach dem Auszug der Kin-

der viel zu groß; ein Umbau, um 

einen Teil zu vermieten, zu auf-

wendig. Viele wollen auch ihr 

Haus nicht verkaufen, könnten 

sich aber eine Vermietung vor-

stellen. Dies kann jedoch daran 

scheitern, dass Einnahmen aus 

Miete und Pacht der Einkom-

menssteuer unterliegen. Durch 

die Steuerbelastung wird die 

Vermietung und Anmietung ei-

ner kleineren Wohnung finanzi-

ell unattraktiv. 

Eine Möglichkeit leerstehen-

den Wohnraum zu aktivie-

ren, sehen wir angesichts der 

Tatsache, dass Eigentum 

zwar verpflichtet, aber die 

Ausübung grundgesetzlich 

geschützt ist, nicht.  

 

 

 

Auch zu Frage 6 gibt es in 

einzelnen Gemeinden und 

von den Kirchen regelmä-

ßige Angebote zum Dialog 

und zum Austausch. Multi-

plikatoren sind dabei dien in 

vielen Gemeinden bestehen-

den Seniorenbeiräte. Ein sol-

cher Austausch findet auch 

zwischen Landkreisverwal-

tung und dem Kreissenioren-

rat statt. 

Jahren ständige Erweiterungen und Sa-

nierungen des Gebäudebestands erfahren, 

bzw. es wurden zusätzliche Wohnungen 

geschaffen, was wir immer als Kreistags-

fraktion sehr unterstützt haben.  

Die Gemeinden im Kreis haben große 

Hoffnungen in das Benefit-Konzept 

gesetzt und hoffen auf eine dauerhafte 

Genehmigung durch das Bundesge-

sundheitsministerium.  

Frage 7: Was hal-

ten Sie von der Er-

stellung eines Miet-

spiegels auch für 

kleinere Gemein-

den? 

Mietspiegel für kleinere Ge-

meinden sind aufgrund weniger 

Vermietungen und großer Band-

breite der Mieten wenig reprä-

sentativ. Zudem erfordern sie ei-

nen hohen Verwaltungsaufwand 

für die meist überlasteten Ge-

meindeverwaltungen – der Nut-

zen rechtfertigt dann nicht den 

Aufwand. 

Transparenz durch einen kreis-

weiten Mietspiegel können wir 

uns gut vorstellen. 

Dies kann für einzelne Ge-

meinden sinnvoll sein, wird 

aber nicht dazu beitragen, die 

Waage zwischen Angebot 

und Nachfrage hin zu günsti-

gen Mieten zu verlagern.  

Die Erstellung eines Mietspiegels kann 

sinnvoll sein, stellt aber keine generelle, 

für alle Gemeinden sinnvolle Maßnahme 

dar, da die Preise von Angebot und 

Nachfrage geregelt werden und hier ent-

wickeln manche Vermieter sehr viel Kre-

ativität. 
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Altersarmut: 

Frage 8: Was kann 

Ihrer Meinung nach 

der Kreisrat tun, 

um diese sozialen 

Einrichtungen im 

kommunalen Um-

feld zu unterstüt-

zen? 

Frage 9: Wie 

könnte die Unter-

stützung Ihrer Mei-

nung nach gestaltet 

und verbessert wer-

den? 

Frage 10: Nicht 

alle berechtigten 

Bürger nutzen 

diese Hilfseinrich-

tungen aus Scham, 

Mobilitätsproble-

men oder Schwel-

lenangst. Welche 

Möglichkeiten se-

hen Sie, diesen Per-

sonenkreis zu un-

terstützen? 

 

Ältere Menschen in Baden-

Württemberg stehen oft vor fi-

nanziellen Herausforderungen, 

insbesondere nach dem Renten-

eintritt. Während die Erwerbs-

beteiligung der 55- bis 65-Jähri-

gen in den letzten Jahren gestie-

gen ist, sind viele Rentner den-

noch auf zusätzliche finanzielle 

Unterstützung angewiesen. Initi-

ativen des Landes wie die 

„Grundsicherung im Alter“ sol-

len helfen, die finanzielle Si-

cherheit dieser Gruppe zu ge-

währleisten. 

Wichtige Ansprechpartner sind 

die Pflegestützpunkte im Land-

kreis. „Die dortigen Fachkräfte 

bieten den Rat- und Hilfesu-

chenden Unterstützung und Klä-

rung an. Informationen rund um 

gesetzliche und kommunale 

Leistungen sowie Auskünfte 

über regionale 

Betreuungsangebote und Hilfe-

stellung bei der Inanspruch-

nahme der Leistungen. Die Aus-

künfte erfolgen neutral und sind 

für die Nachfragenden kosten-

los. Der Pflegestützpunkt ko-

operiert mit Kostenträgern, 

Leistungsanbietern, Selbsthilfe-

gruppen, Bürgerschaftlichen Ini-

tiativen und ehrenamtlich enga-

gierten Personen.“ (Zitat aus der 

Homepage des Landkreises Em-

mendingen). 

Unserer SPD-Kreistagsfrak-

tion sind die Freiwilligkeitslei-

tungen des Landkreises sehr 

wichtig, sie kommen sehr vie-

len Beratungsstellen und sozi-

alen Einrichtungen zu Gute. 

Wir kämpfen immer wieder 

darum, dass diese Einrichtun-

gen unterstützt werden, denn 

sie leisten einen enorm wichti-

gen Beitrag, gerade für die 

von Ihnen angesprochenen 

Menschen. Angebote vor Ort 

sind uns dabei auch sehr wich-

tig, da es für Betroffene einfa-

cher ist, diese zu besuchen, da-

für setzen wir uns ein.   

 

Der Landkreis leistet um-

fang-reiche finanzielle Un-

terstützung im Rahmen der 

sogenannten Freiwilligkeits-

leistungen. Hinzu kommen 

die Angebote in kirchlicher 

Trägerschaft wie etwa Nach-

barschaftshilfen. Was die In-

formation zu Angeboten an-

belangt sehen wir neben den 

Beratungsangeboten des 

Landkreises und des VDK 

auch den Kreisseniorenrat in 

der Aufgabe zu informieren.  

Der Kreis unterhält, bzw. unterstützt die 

Wohlfahrtsverbände durch Zuschüsse, 

diese bieten nun nicht explizit Waren und 

Dienstleistungen nur für Senioren an, 

haben aber durch die „Fairkauf“ Häuser, 

Tafel und Second Hand Laden in Wald-

kirch ein Angebot für den kleinen Geld-

beutel. 

Wir würden eine Fördermitgliedschaft 

des Landkreises bei diesen Einrichtungen 

begrüßen. Einige Gemeinden des Land-

kreises machen dies bereits, ebenso wie 

verschiedene Orts-verbände der Grünen, 

z.B. mit einem Zuschuss für einen Trans-

porter.  

Eine große Hilfe sind auch die mehr oder 

wenig organisierten Nachbarschafts-

hilfen, diese weiter auszubauen wird not-

wendig werden, da sehr viele Menschen 

in den nächsten Jahren in das Alter kom-

men, bei der sie auf Hilfen angewiesen 

sein werden. Diese helfenden Menschen 

können aller-dings nur einen Teil leisten, 

deshalb ist der Ausbau von ambulanten 

Pflegediensten ei-ne weitere wichtige 

Aufgabe, deren Finanzierung muss aber 

die Politik regeln. 

Der aktuelle Armutsbericht machte die 

Zunahme der Armut leider wieder deut-

lich, deshalb müssen Gemeinden oder 

Organisationen Aufgaben übernehmen 

für die der Staat bzw. die Bundespolitik 

verpflichtet wäre es zu tun, aber dem 

nicht nachkommt. 
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Generationen-

dialog: 

Frage 11: Was tun 

Sie, um diesen Dia-

log zu befördern? 

 

Erfreulicherweise existieren in 

vielen Gemeinden im Landkreis 

Gruppen und Kreise, die sich 

um Senioren kümmern. In grö-

ßeren Kommunen existieren Se-

niorenforen. Seniorenarbeit 

sollte auf Gemeindeebene erfol-

gen, dort, wo alle zusammen-

kommen. Die örtlichen Senio-

renbeiräte, Kirchen, Vereine 

und Verbände leisten hier eine 

wichtige Arbeit. Sie leisten ei-

nen wesentlichen Beitrag gegen 

die zunehmende Vereinsamung 

insbesondere älterer Menschen. 

Hier sollte die ehrenamtliche 

Arbeit hervorgehoben und ge-

fördert, nicht durch kommunale 

Angebote ersetzt werden. 

Der Dialog zwischen Genera-

tionen ist ein wichtiges Thema 

in den Kommunen vor Ort. 

Als Landkreis unterstützen wir 

sehr gerne z.B. Veranstaltun-

gen, bei denen alle Generatio-

nen angesprochen sind. Ge-

rade in Zeiten großer Heraus-

forderungen ist der Zusam-

menhalt und Respekt wichtig. 

Orte an denen Jung und Alt 

sich Treffen und miteinander 

was tun können, ist auch hier 

ein wichtiger Beitrag für den 

sozialen Zusammenhalt. 

 

Hier finden regelmäßige 

Kontakte mit den o.g. Orga-

nisationen statt. Die Gemein-

den organisieren Veranstal-

tungen, bei denen die Senio-

ren gezielt angesprochen 

werden.  

 

Der Generationendialog im Rahmen der 

Heimattage in Waldkirch war unseres Er-

achtens ein guter Auftakt, der weiterge-

führt werden muss. Die Jugendbeteili-

gung ist in der Gemeindeordnung bereits 

verankert. Wichtig ist es nun auch für an-

dere Personengruppen die Einrichtung 

von Beiräten zu ermöglichen, wie für Se-

nioren oder Behinderte, die ebenfalls ein 

Anhörungs- und Antragsrecht im Ge-

meinderat haben sollten. Die große Her-

ausforderung der Kommunalpolitik ist es, 

ein Auseinanderdriften der Gesellschaft 

zu verhindern, indem wir die gesell-

schaftliche Teilhabe für alle Bürgerinnen 

und Bürger stets im Blick haben und kon-

tinuierlich daran arbeiten diese zu verbes-

sern.  

 

Das Statement 

der FDP finden 

Sie unterhalb 

des Tabellen-

teils. 

Zukunftsplanung: 

Frage 12: Welche 

Themen unterstüt-

zen Sie für die Zu-

kunft?  

 

 

Frage 13: Wie 

können Senioren-

räte in die kommu-

nalen Entschei-

dungsprozesse ein-

gebunden werden? 

 

Die zunehmenden Wetterext-

reme stellen uns alle vor große 

Herausforderungen. Für die Se-

nioren bedeutet dies, die Pflege-

heime mit entsprechenden Kli-

maanlagen, insbes. Wärmepum-

pen auszustatten. 

Die wirklich große Herausforde-

rung besteht darin, die steigende 

Anzahl älterer Menschen in 

Deutschland im pflegebedürfti-

gen Alter ausreichend zu versor-

gen. 

Angehörige sind immer weniger 

fähig und bereit, bei geringer fi-

nanzieller und ideeller Unter-

stützung Pflege zuhause zu er-

möglichen. Die demografische 

Entwicklung zeigt, dass auf die 

Wir sehen das Thema Klima-

schutz als zentrale Aufgabe, 

die nur gemeinsam zu bewälti-

gen ist. Dafür muss es gelin-

gen, viele und auch kleinste 

Maßnahmen umzusetzen. Bür-

gerdialoge in den Kommunen 

sind ein sehr gutes Format, bei 

dem alle Generationen mit 

einbezogen werden können. 

Der Landkreis könnte solche 

Formate unterstützen, um die 

daraus entwickelten Ideen 

weiterführen und umsetzen zu 

können. Der Schutz der Ge-

sundheit, gerade in den Som-

mermonaten muss dabei stär-

ker in den Fokus rücken, was 

wir ausdrücklich unterstützen. 

Hier ist der Klimawandel das 

große Zukunftsthema. Damit 

zusammen hängt auch der 

Aspekt Gesundheit der Älte-

ren. Wir werden hier anre-

gen, eine Hitzeschutzinfor-

mation durch unser Gesund-

heitsamt erstellen zu lassen. 

Diese soll niederschwellig 

allen Senioren zugänglich 

gemacht werden.  

 

Als weiteres großes Zu-

kunftsthema sehen wir den 

Einsatz für den Erhalt unse-

res Krankenhauses. Die 

Schaffung von attraktiven 

Arbeitsplätzen in den Pflege-

einrichtungen des Kreises ist 

Wie wir bereits unter dem Thema Woh-

nen ausgeführt haben ist die Quartiersent-

wicklung und der Ausbau von neuen 

Wohnformen wichtig, ebenso ein ÖPNV 

Mobilitätsangebot, das sich nach den Be-

dürfnissen der Nutzer richtet. 

In den Gemeinden und Stadtteilen sollten 

Seniorengerechte Angebote geschaffen 

werden, z.B. einen Raum für Begeg-

nungsmöglichkeiten hier sollen Pflegebe-

ratung und Hilfe im Pflegefall angeboten 

werden. Kulturelle Veranstaltungen soll-

ten sich nicht konzentrieren, sondern in 

allen Stadtteilen stattfinden. 

Einrichtung von Seniorenbeiräten und 

Behindertenbeiräten in allen Gemeinden 

des Landkreises, eine Möglichkeit schaf-

fen im Gemeinderat über ihre Arbeit zu 

berichten. 

Das Statement 

der FDP finden 

Sie unterhalb 

des Tabellen-

teils. 



Fragen des Kreis-

seniorenrates 

Parteien  

CDU SPD FWV Grüne FDP 

Frage 14: Klima-

wandel und som-

merliche Hitze sind 

ein Problem beson-

ders für Ältere. 

Gibt es in Ihrem 

Umfeld schon 

Maßnahmen dazu, 

wie Betroffene bes-

ser damit zurecht-

kommen können? 

heute Jungen höhere Sozialbei-

träge zukommen – zukünftig 

werden nicht sechs Beschäftigte 

für einen Senior aufkommen 

müssen, sondern etwas mehr als 

einer. Für die Älteren heißt dies, 

selbst vorzusorgen! 

In Ihrem Schreiben haben Sie 

die zahlreichen Baustellen her-

ausgearbeitet, an denen zum 

Wohl der Senioren im Bund, 

Land, im Kreis und den Kom-

munen gearbeitet werden sollte. 

Nachdem die Ausgaben im 

Teilhaushalt 4 Soziales, Jugend 

und Senioren im Haushalt 2024 

um 13,4 % auf 86,6 Mio. € 

gestiegen sind, gilt auch hier, 

dass die Mittel zum Wohl der 

Bedürftigen gezielt eingesetzt 

werden müssen. Nun geht es da-

rum, die anstehenden Aufgaben 

zu priorisieren und nach Mög-

lichkeiten für die Umsetzung zu 

suchen. Das Wohl der Hilfsbe-

dürftigen jeden Alters liegt uns 

allen am Herzen. 

 ein weiterer Baustein, den 

wir gerne unterstützen.  

 

Klimaanpassungsmaßnahmen sind ge-

rade für unsere ältere Bevölkerung sehr 

wichtig, daher sollten in den Gemeinden 

und Einrichtungen ein Risikomanage-

mentsystem erstellt werden. Dies bedeu-

tet es müsste in jeder Kommune einen 

Notfallplan für eine Reihe von Gefähr-

dungssituationen, z.B. extreme Hitze er-

stellt werden. In diesem würden spezifi-

sche Maßnahmen zur Prävention aufge-

listet werden, bzw. bei Seniorenveran-

staltungen darauf hinweisen, was für 

Möglichkeiten es gibt um sich zu schüt-

zen. 

 

Aussagen der FDP-Fraktion auf der nächsten Seite.   



Aussagen der FDP – Fraktionsvorsitzenden im Stadtrat Emmendingen, Katja 
Müller-Bütow gemeinsam mit Kreistagsspitzenkandidat Patrick Bauer (FDP): 

Vielen Dank für Ihre Anfrage zu den auf den künftigen Gemeinderat und Kreistag 
zukommenden Aufgaben in Bezug auf Seniorinnen und Senioren. Gerne nehmen 
wir uns als FDP-Fraktion gemeinsam mit Ihnen auch deren Problemen an. Ein-
samkeit, Altersarmut und Wohnungsmangel sind leider auch Probleme, die die 
Ältesten unserer Gesellschaft treffen können. Sie zu beseitigen oder zumindest 
zu lindern wird auf kommunaler Ebene mit deren Aufgaben und Zuständigkeiten 
wenn überhaupt nur sehr eingeschränkt möglich sein. 

Wir werden den angesprochenen Themenkreisen und Problemen unsrer Senio-
rinnen und Senioren unsere besondere Aufmerksamkeit schenken und gegebe-
nenfalls im Rahmen der kommunalen Zuständigkeit in den Gemeinderat einbrin-
gen. Hierfür benötigen wir Ihre Hilfestellung und sind deshalb für konstruktive 
konkrete Anregungen dankbar. 

Dies gilt im Rahmen unserer kommunalen Zuständigkeit auch für die wachsende 
Zahl von Hochaltrigen. Hier gilt es, insbesondere die Träger der ambulanten und 
stationären Pflege wo es geht zu unterstützen und ehrenamtliche Tätigkeiten in 
diesem Bereich zu fördern. 

Soweit sie die Wohnungsprobleme unsere Seniorinnen und Senioren anspre-
chen, verweise ich auf unsere Mitarbeit in der Städtischen Wohnbaugesellschaft, 

die im Rahmen ihrer Möglichkeiten jährlich zahlreiche neue Sozialwohnungen 
baut. Sie trägt dadurch zur Entlastung bei ohne allerdings der hohen Nachfrage 
genügen zu können. 

Zur größeren Barrierefreiheit in den Ortschaften bitten wir um Hinweis auf aus Ih-
rer Sicht bestehende Defizite. 

Ein weiteres Thema ist die Beibehaltung bzw. Schaffung von zentrumsnahem 
Parkraum. Gerade Senioren sind darauf angewiesen Einkäufe auf kurzen Wegen 
erledigen zu können und beispielsweise an Markttagen Ihre Einkäufe nicht bis zu 
weiter entfernt liegenden Parkplätzen tragen zu müssen. Dies muss bei der Pla-
nung von Parkraum berücksichtigt werden. Eine solche Möglichkeit könnten nahe 
Kurzzeitparkplätze bieten. Diese gilt es beizubehalten und auszubauen. 

Den Dialog über anstehenden Problemen fördern wir gerne mit unserer Offenheit 
zum Dialog. 

Wir hoffen Ihren recht allgemein gehaltenen Fragen angemessen Rechnung ge-
tragen zu haben und verbleiben 

Mit freundlichen Grüßen 

Katja Müller-Bütow    und Patrick Bauer 

FDP Fraktion 
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